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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verkehrswesen 
(30. Ausschuß) 

über den von den Abgeordneten Stegner und Genossen 
eingebrachten Entwurf eines Gesetzes über die Zulassung von 
Wirtschaftswerbung an Autobahnüberführungen 

— Drucksache 1188 — 


A. Bericht des Abgeordneten Höhne: 

In der 78. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 27. April 1955 wurde der Entwurf eines Ge- 
setzes über die Zulassung von Wirtschaftswerbung 
an Autobahnüberführungen — Drucksache 1188 — 
zur weiteren Bearbeitung an den Ausschuß für 
Verkehrswesen überwiesen. 

Auf die mit Schreiben des Ausschusses für 
Verkehrswesen vom 29. April 1955 erbetene 
schriftliche Stellungnahme teilte der Bundes- 
iiiiiiisler für Verkehr mit Schreiben vom 1. August 
1955 — StB 2 — Bsr — 75 Fi 55 — folgendes mit: 

„Ich empfehle, den Gesetzentwurf aus folgenden 
Gründen abzulehnen: 

I. Gegen die Zulassung der Autobahnreklame 
bestehen rechtliche Bedenken. 

Das Bundesfernstraßengesetz verbietet An- 
lagen der Außenwerbung an den Bundes- 
autobahnen in einem Abstand von 40 m. Der 
Bund kann nicht die Außenwerbung neben 
den Bundesautobahnen verbieten, sie aber 
auf den Bundesautobahnen selbst betreiben. 
Er kann sich als Fiskus nicht da wirtschaftlich 
betätigen, wo er es den Staatsbürgern aus 
Gründen des Gemeinwohls untersagt. Die Zu- 
lassung der Werbung an den Brücken der 
Bundesautobahnen würde gegen Art. 3 Abs. 1 
GG verstoßen, weil Gleiches ungleich behan- 
delt würde. Eine solche Maßnahme würde all- 
gemein als unbillig und willkürlich empfunden 
werden. 

II. Der 1. Deutsche Bundestag hat bereits am 
5. Juli 1951 einen Antrag der Abgeordneten 
Frommhold und Genossen auf Zulassung von 
Autobahnreklame abgelehnt (Drucksachen 
Nr. 1688, 2350 der 1. Wahlperiode) und als 
Gründe hierfür im wesentlichen aufgeführt 


1. die Beeinträchtigung der Verkehrssicher- 
heit, 

2. die Ablehnung der Autobahnreklame durch 
die Wirtschaftskommission der UN, 

3. die Störung des Landschaftsbildes und der 
Architektur der Bauwerke, 

4. den geringen Ertrag und 

5. die Richtlinien des Zentralaussdiusses der 
Werbewirtschaft, wonach Daueranschläge 
außerhalb geschlossener Ortschaften grund- 
sätzlich unzulässig sein sollen. 

Die damaligen Erkenntnisse des Deutschen 
Bundestages treffen nach wie vor zu. Auch im 
Ausland erkennt man in zunehmendem Maße 
die Notwendigkeit, die Straße frei von 
Reklame zu halten. In den Vereinigten Staa- 
ten ist an den ”super highways” fast keine Re- 
klame mehr zu finden. Sogar in Italien, dem 
Musterbeispiel entarteter Straßenreklame, be- 
ginnt man mit Verboten. Seit etwa drei Jahr- 
zehnten bemühen sich Ingenieure und Archi- 
tekten aller Kulturstaaten, auf dem Gebiet des 
Straßenbaus die Bauwerke über das technisch 
Notwendige hinaus in künstlerisch einwand- 
freier Form zu gestalten. Die Bundesrepublik 
Deutschland, deren Autobahnen als die schön- 
sten der Welt bezeichnet worden sind, sollte 
ihre Vorrangstellung auf diesem Gebiet — 
auch im Hinblick auf den Fremdenverkehr — 
nicht aufgeben. 

III. Bei Zulassung der Wirtschaftswerbung müßte 
man alle Bauwerke auf landschaftlich reizvol- 
len Strecken und solche mit künstlerisch 
wertvoller Architektur von der Reklame frei 
lassen. Damit fiele von den rund 800 Über- 
führungsbauwerken ein erheblicher Teil aus. 
Bei einer Miete von etwa 2500 DM pro Brücke 
und Jahr ergäbe sich dabei eine so geringe 
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jährliche Bruttoeinnahme, daß die mit der Re- 
klame verbundene laufende Verwaltungs- 
arbeit nicht gerechtfertigt werden könnte. Die 
laufende Mitwirkung der Straßenbaubehörde 
wäre aber unerläßlich, da erfahrungsgemäß 
vertragliche Bindungen allein nicht ausrei- 
chen, um eine uferlose Ausweitung der Re- 
klame zu vermeiden. 

Außerdem wäre mit der Einschaltung privater 
Gesellschaften zur Nutzung der Reklame- 
flächen ein weiterer Einnahmeverlust verbun- 
den. Die unmittelbare Verwaltung der Re- 
klameflächen durch den Bund oder bundes- 
eigene Gesellschaften ließe sich aber gegen- 
über der Privatwirtschaft nicht vertreten. 

IV. Abgesehen von diesen allgemeinen Bedenken 
gegen die Autobahnwerbung ist der Gesetz- 
entwurf auch aus folgenden Gründen abzu- 
lehnen: 

1. Die im Entwurf vorgesehene Zuständigkeit 
des Bundesministers für Verkehr verstößt 
gegen Artikel 90 Abs. 2 GG. Die Aus- 
schreibung und der Abschluß von Verträ- 
gen zum Zwecke der Werbung an den 
Brücken der Bundesautobahnen sind Teile 
der Vermögensverwaltung, die den Län- 
dern als Auftragsverwaltung Vorbehal- 
ten ist. 

2. Die rechtliche Gestaltung des Verfahrens 
ist in sich widerspruchsvoll. Während der 
Bundesminister für Verkehr nach ß 2 als 
Fiskus über die Überlassung von Werbe- 
flächen an den Brücken der Bundesauto- 
bahnen bürgerlich-rechtliche Verträge mit 
den Interessenten abschließen soll, sieht 
§ 3 vor, daß der gleiche Bundesminister 
für Verkehr nunmehr als Hoheitsverwal- 
tung gegen die auf Grund solcher Verträge 
durchgeführte Werbung Einwendungen er- 
heben kann, deren Berechtigung sogar im 
Verwaltungsrechtsweg nachprüfbar sein 
soll. Das ist unvereinbar. Wenn über die 
Werbung bürgerlich-rechtliche Verträge 
abgeschlossen werden, ist die Verwaltung 
verpflichtet, alle in § 3 Abs. 2 auf gezählten 
Einwendungen bereits beim Vertragsab- 
schluß zu berücksichtigen und entsprechende 
Auflagen zu machen. Für ein zusätzliches 
öffentlich-rechtliches Einwendungsverfah- 
ren ist kein Raum mehr. Akte der Ver- 
mögensverwaltung sind keine Verwal- 
tungsakte, die vor den Verwaltungsgerich- 
ten angefochten werden können. 

3. Es ist nicht ersichtlich, welchen Inhalt die 
nach § 3 Abs. 4 zu erlassende Rechtsver- 
ordnung haben soll. Ebensowenig ist ver- 
ständlich, warum es einer Ermächtigung 
der Bundesregierung bedarf. Richtlinien 
über die Freigabe und Ausschreibung von 
Werbeflächen zu erlassen (§ 4). 

gez. Dr.-Ing. S e e b o h m“ 


Außerdem ging dem Ausschuß für Verkehrs- 
wesen eine Reihe von Eingaben zu, die sich in 
der Mehrzahl gegen die Zulassung von Wirt- 
schaftswerbung an Autobahnüberführungen 
aussprachen. 

In der 74. Sitzung des Ausschusses für Ver- 
kehrswesen am 8. Februar 1956 führte der 
Abg. S t e g n e r als Antragsteller u. a. fol- 
gendes aus: 

Der Initiativgesetzentwurf über die Zulas- 
sung von Wirtschaftswerbung an Auto- 
bahnüberführungen — Drucksache 1188 — 
verfolge das Ziel, den Widerstreit der beiden 
Gruppen, die sich auf dem Gebiet der Auto- 
bahnwerbung bekämpfen, zum Ausgleich zu 
bringen, und zwar derjenigen Gruppe, die 
unter Berufung auf die Grundrechte des Men- 
schen auf ungehinderte Ausübung der beruf- 
lichen und gewerblichen Tätigkeit die Auto- 
bahnwerbung befürworte und derjenigen 
Gruppe, die sie zum Schutz der Landschaft, 
der Baupflege und aus Gründen der Ver- 
kehrssicherheit ablehne. Die Vorlage dieses 
Gesetzentwurfs sei deshalb berechtigt ge- 
wesen, weil nach Ablehnung des Antn gs der 
Abg. Frommhold und Genossen, betr. 
bahnreklame — Drucksachen Nr. 1688, 2350 der 
1. Wahlperiode — folgende entscheidende neue 
Gesichtspunkte bekannt geworden seien: 

1. Das Rechtsgutachten „Schutz und Grenzen 
der Außenwerbung nach dem GG“ von 
Prof. Dr. Wilhelm G r e w e , Freiburg 
(Breisgau), in der Zeitschrift „Der Marken- 
artikel“ 1951, Hefte 4 und 5, das die recht- 
liche Zulässigkeit der Außenwerbung an 
Straßen bejahe; 

2. Verschiedene Urteile von Verwaltungs- 
gerichten, die sich ausführlich mit Fragen 
des Landschaftsschutzes, der Baupflege 
und der Verkehrssicherheit befassen und 
hinsichtlich der Außenwerbung zu posi- 
tiven Ergebnissen gelangt seien; 

3. Die Tatsache, daß die in den Bundeslän- 
dern Hessen und Baden-Württemberg bis 
vor kurzem angebrachten Werbungen an 
Autobahnüberführungen nicht in einem 
einzigen Fall die Verkehrssicherheit ge- 
fährdet hätten. 

Der Einwand, daß Österreich, die Schweiz 
und die Nordischen Staaten an ihren Straßen 
keine Werbung zuließen, sei nicht stichhaltig, 
weil sich gerade in diesen Ländern wegen 
ihrer landschaftlichen Schönheit eine starke 
Fremdenverkehrswirtschaft entwickelt habe, 
die ein wesentlicher Bestandteil der Volks- 
wirtschaft dieser Länder geworden sei. 

Die Volkswirtschaft in diesen Ländern werde 
geradezu dadurch gefördert, daß die allge- 
meine Wirtschaftswerbung an Straßen ver- 
boten sei. 
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In der Bundesrepublik Deutschland lägen 
die Verhältnisse — mit Ausnahme der Ge- 
biete des Fremdenverkehrs — gerade um- 
gekehrt. Die Förderung der deutschen Volks- 
wirtschaft liege darin, daß die Wirtschafts- 
werbung an den deutschen international be- 
nutzten Autobahnen zugelassen werde. 

Auch die landschaftlichen Verhältnisse in 

der Bundesrepublik Deutschland seien anders 
als in den vorgenannten Ländern. In der Bun- 
desrepublik Deutschland führten die Auto- 
bahnen teilweise durch Gegenden, die land- 
schaftlich nicht besonders reizvoll, vielmehr 
durch Überlandleitungen, Mastenanlagen, 
und andere Zivilisationsbauten stark beein- 
trächtigt seien. An solchen Autobahnen könne 
eine geschmackvolle Autobahnwerbung das 
Landschaftsbild nicht mehr verunstalten. 

Schließlich böten die in Drucksache 1188 
enthaltenen Bestimmungen den Bundes- und 
Landesbehörden weiterhin jede Möglichkeit, 
landschaftlich besonders zu schützende Teile 
von jeder Werbung auszunehmen. 

Im Hinblick auf diese Begründung bat Abg. 
Stegner den Ausschuß für Verkehrswesen, 
dem Gesetzentwurf in der Fassung der 
Drucksache 1188 zuzustimmen. 


Der Vertreter des Bundesministers für 
Verkehr bezog sich bei seiner Begründung auf 
seine Stellungnahme vom 1. August 1955 und 
verwies mit Nachdruck auf die hinsichtlich 
der Zulassung von Außenwerbung in der 
1. Wahlperiode vom Deutschen Bundestag ge- 
faßten Beschlüsse und auf die im Bundesfern- 
straßengesetz vom 6. August 1953 (BGBl. I 
S. 903) enthaltenen Bestimmungen. 

In einer eingehenden Beratung stimmte der 
Ausschuß für Verkehrswesen in seiner Mehr- 
heit den vom Vertreter des Bundesministers 
für Verkehr vorgetragenen Gründen für die 
Ablehnung jeglicher Außenwerbung an den 
Bundesautobahnen zu. 

Der Ausschuß für Verkehrswesen beschloß 
mit 10 gegen 5 Stimmen bei 2 Stimmenthal- 
tungen, 

den Entwurf eines Gesetzes über die Zulas- 
sung von Wirtschaftswerbung an Autobahn- 
überführungen — Drucksache 1188 — abzu- 
lehnen. 

Auf Grund dieses Beschlusses trat der Aus- 
schuß nicht mehr in die Beratung der Einzel- 
bestimmungen des Initiativgesetzentwurfs ein. 

Bonn, den 8. Februar 1956 

Höhne 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 1188 — ab- 
zulehnen und 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen durch die Beschlußfassung für erledigt 
zu erklären. 

Bonn, den 8. Februar 1956 

Der Ausschuß für Verkehrswesen 

Kümmele Hohne 

Vorsitzender Berichterstatter 
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